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Bei der Bewertung des Un-
ternehmens – ob nach
Substanzwert- oder Er-

tragswertverfahren – ist es egal,
um welche Rechtsform es sich
handelt. Wesentliche Unter-
schiede zwischen GmbH und eG
sind folgende:
� Bei der GmbH gibt es keine
gesperrten Rücklagen. Die
Rücklagen gehen voll in die Be-
wertung und in die Verfügungs-
gewalt der Gesellschafter ein.
� Die Höhe des Geschäftsanteils
eines GmbH-Gesellschafters
sagt nichts über dessen Wert aus,
aber etwas über die quotale Be-
teiligung am Unternehmen. Im
Musterbetrieb mit einem Eigen-
kapital von 5 Mio. s bedeutet bei
40 Anteilen ein Geschäftsanteil
von 1 000 s eine Beteiligungs-
quote von 2,5 % (Heft 22, Seite 18,
www.bauernzeitung.de).

Will ein GmbH-Gesellschafter
ausscheiden, so geht dies in fast
allen Fällen nicht durch Kündi-
gung wie in der Genossenschaft.
Stattdessen muss er sich einen
Käufer für seinen Gesellschafts-
anteil suchen. Mit diesem han-
delt er den Preis aus, den der be-
reit ist zu zahlen. Der Preis kann
über dem von uns errechneten
Wert liegen, er kann sich aber
auch darunter bewegen. 

Das GmbH-Gesetz sieht vor,
dass, wenn es im Gesellschafts-
vertrag keine gegenteilige Rege-
lung gibt, der ausscheidens- und
verkaufswillige Gesellschafter
an jeden verkaufen darf, auch an
Nichtgesellschafter. 

Vorkaufsrecht für
Gesellschafter

In den meisten GmbH sind aber
im Gesellschaftsvertrag Hürden
für den Verkauf an fremde Dritte
eingebaut. Oft gibt es eine soge-
nannte Vinkulierung, um uner-
wünschte Gesellschafter abzu-
wehren. Vinkulierung bedeutet:
Der Verkauf der Geschäftsantei-
le ist erschwert, etwa durch die
Genehmigung der Gesellschaft,
durch die Gesellschafterver-
sammlung oder den Beirat, so-
weit vorhanden. 

Ein weiteres Erschwernis ist
das Vorkaufsrecht der Gesell-
schafter untereinander. In die-
sem Fall hat der verkaufende
Gesellschafter allen vorkaufsbe-
rechtigten Mitgesellschaftern
den Abschluss des Kaufvertrages
anzuzeigen; diese können dann
ihrerseits gegenüber dem ver-
kaufenden Mitgesellschafter ihr
Vorkaufsrecht ausüben – aber
nur zu den Bedingungen des be-
reits abgeschlossenen Vertrages.
Es ist vorgekommen, dass Infor-
mationen über das Vorkaufs-
recht von Führungskräften so
gesteuert wurden, dass die Ver-
kaufswilligen vorher die Mitge-

sellschafter fragten, ob sie ihr
Vorkaufsrecht ausüben wollen;
erklärte sich niemand dazu be-
reit, dann gab sich der Verkaufs-
willige damit zufrieden und ver-
blieb in der Gesellschaft. 

Zusätzlich erschwert werden
kann der Beitritt eines Fremden
als neuer Gesellschafter da-
durch, dass auch im Fall, dass
niemand das Vorkaufsrecht aus-
übt, die Wirksamkeit des Ver-
kaufs an die Beschlüsse und Zu-
stimmung der Gesellschaft oder
der Gesellschafter oder anderer
Gremien gekoppelt ist. Dadurch
kann missbräuchlich der ver-

kaufswillige Gesellschafter „aus-
gehungert“ oder zu einem Ver-
kauf unter Wert an einen Mitge-
sellschafter gezwungen werden.
Selten wird ein derart „ausge-
hungerter“ Gesellschafter sich
dagegen gerichtlich wehren, ob-
wohl er damit gute Erfolgschan-
cen hätte.

Fair: Gesellschaft kauft
Geschäftsanteile 

Die Gesellschaft kann eigene
Geschäftsanteile erwerben, das
heißt dem ausscheidungswilli-
gen Gesellschafter abkaufen. 

Voraussetzung ist, dass die Ge-
schäftsanteile voll eingezahlt
sind (bei der LPG-Umwandlung
ist das der Normalfall) und das
Stammkapital nicht angegriffen
wird (in der Regel haben die
Rechtsnachfolger sehr hohe
Rücklagen). 

Über die Bewertung des anzu-
kaufenden Anteils müssen sich
Gesellschaft und Gesellschafter
einigen, empfehlenswert sind
Regelungen dazu im Gesell-
schaftsvertrag. Beim Erwerb ei-
gener Anteile muss die GmbH
im nächsten Jahresabschluss
aus freien Mitteln wie Gewinn,
Gewinnvortrag, frei verfügbare
Rücklagen eine besondere
Rücklage bilden. Sie muss dem
Betrag entsprechen, zu dem der
erworbene Geschäftsanteil in
der Bilanz aktiviert ist; der eige-
ne Geschäftsanteil wird dadurch
bilanziell neutralisiert. 

Im Gegensatz zum Verkauf des
Geschäftsanteils an andere Ge-
sellschafter oder bisherige
Nichtgesellschafter belastet der
Erwerb der Geschäftsanteile die
Liquidität der GmbH. Allerdings
steigt dadurch die Beteiligungs-
quote der verbleibenden Gesell-
schafter, ihre Beteiligung wird
werthaltiger.

Der Erwerb eigener Ge-
schäftsanteile ist eine faire Lö-
sung, die sowohl den ausschei-
dungswilligen als auch den ver-
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Hürdenlauf bei Verkauf
Will der Gesellschafter einer GmbH seine Unternehmensanteile abgeben, ist
das gar nicht so einfach. Dabei kann es für manche Betriebe und bestimmte
Verkäufer sinnvoll sein, wenn neue Anteilseigner in den Betrieb einsteigen.

K R I S E N H I L F E N

Beratungszuschuss für KMU

Die KfW-Bankengruppe und das Bundesministerium für Wirtschaft
und Technologie (BMWi) haben das Beratungsangebot für kleine

und mittlere Unternehmen (KMU) erweitert. Seit dem 1. Mai können
in Schwierigkeiten geratene KMU Zuschüsse für die neue „Turn-
Around-Beratung“ in Anspruch nehmen, um ihre Wettbewerbs- und
Leistungsfähigkeit wiederherzustellen. Die Beratungen für Unterneh-
men mit positiver Zukunftsprognose werden in Kooperation mit den
regionalen Partnern (IHK, HWK …) durchgeführt. Bis 2013 stehen bis
zu 30 Mio. € aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds zur Verfügung.
Unternehmen können für den Einsatz eines geeigneten Unterneh-
mensberaters im Rahmen einer schnellen und bedarfsorientierten 
Beratung einen Zuschuss von bis zu 6 000 € erhalten. Der anteilige 
Zuschuss zu den Beratungskosten in den ostdeutschen Bundeslän-
dern liegt bei 75 % von maximal 800 € förderfähigem Tageshonorar 
(8 Stunden/Tag) eines Beraters.
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bleibenden Gesellschaftern
dient. Dagegen schaffen alle
Maßnahmen, die ein Ausschei-
den im Wege des Verkaufs behin-
dern oder gar verhindern, ein
negatives Klima im Unterneh-
men und im Territorium.

Das Unternehmen
verkaufen

Die Behauptung, der Unterneh-
mensverkauf sei gegen die Ge-
sellschafterinteressen, ist falsch.
Die Angst der mitarbeitenden
Gesellschafter oder Genossen-
schaftler vor dem Arbeitsplatz-
verlust lässt sich meistens mit
einer Arbeitsplatzzusage des
Käufers ausräumen. Vielmehr ist
der Verkauf oft nicht im Interes-
se der Unternehmensleitung. 

Die Geschäftsführer, meistens
zugleich Gesellschafter, führen
und verantworten zwar die Ge-
schäfte der Gesellschaft, sie sind
jedoch abhängig von den Be-
schlüssen und Weisungen der
Gesellschafter, auch wenn sie in
der Gesellschafterversammlung
im Rahmen ihrer Beteiligungs-
höhe ein Stimmrecht haben.
Wollen sich aber alle Gesell-
schafter, und das gilt gleicher-
maßen auch für Genossenschaf-
ten, von ihrer Beteiligung tren-
nen und gleichzeitig einen ange-
messenen Marktwert realisie-
ren, dann bedeutet das, dass das
jeweilige Unternehmen im Gan-
zen oder mehrheitlich verkauft
wird. Es ist legitim, dass sich Ge-
sellschafter zusammenschlie-
ßen, um sozusagen Kasse zu ma-
chen und damit ihre in der Regel
schmale Rente im Alter aufzu-
bessern. Das ist bei der Kapital-

gesellschaft einfacher als bei der
Genossenschaft, denn selbst
wenn ein Investor fast alle Ge-
nossenschaftsanteile über-
nimmt, so hat er nur eine Stim-
me und kann von den eventuell
verbliebenen Genossen leicht
überstimmt werden; hier sind
kreative Berater gefragt, die We-
ge aufzeigen können, damit Ka-
pitalbeteiligung, Kapitalrisiko
und Stimmrecht übereinstim-
men.

Nicht ohne Grund wandeln
immer wieder Genossenschaf-
ten ihre Rechtsform um in eine
der Kapitalgesellschaft, vorzugs-
weise GmbH. Denn erst dadurch
werden die gesetzlich gebunde-
nen und den Mitgliedern entzo-
genen Rücklagen wieder verfüg-
bar, stimmen Kapitalbeteili-
gungshöhe, unternehmerisches
Risiko und Mitspracherecht
überein. Dadurch kann einfa-
cher der wirkliche Wert der Be-
teiligung realisiert werden.

Gerne wird Beratern unter-
stellt, sie wollten wegen ihres
Umsatzes Genossenschaften in
andere Rechtsform treiben. Das
ist unserer Erfahrung nach nicht
der Fall. Vielmehr stellen oft Vor-
stände in Sichtweite ihrer Pen-
sionierung fest, dass sie oder ih-
re Erben arm aus der Genossen-
schaft ausscheiden werden, ob-
wohl sie im Zeitraum zwischen
Umwandlung und ihrem Aus-
scheiden erhebliche Werte ge-
schaffen haben, von denen ih-
nen nichts bleibt. 

Moralisch bedenkliche
Methoden

In der Tat ist es eine nicht unüb-
liche Strategie, dass junge Ge-
nossenschaftsvorstände die
Rechtsform deswegen nicht
wechseln, weil sie auf die „biolo-
gische Reduzierung“ der Mit-
glieder vertrauen, um am Ende
fast alle Genossenschaftsanteile
in eigener Hand zu halten. Juris-
tisch zulässig, aber moralisch
bedenklich ist es, die Genossen-
schaftssatzung so zu ändern,
dass Mitglieder der Genossen-
schaft nur dort Tätige sein kön-
nen, sodass man jeden, der das
Arbeitsverhältnis durch Kündi-
gung oder Rente beendet bezie-
hungsweise bereits Rentner ist,
auch gegen seinen Willen aus-
schließen kann. Bei der GmbH
geht dieses Herausdrängen über
den Gesellschaftsvertrag nicht.

ARNO REIS,
ELMENHORST BEI ROSTOCK

Der Autor ist unter anderem
ein verbandsunabhängiger Spe-
zialist für das Genossenschafts-
wesen.

In neue Energien kann man
manchmal nur investieren, wenn
frisches Kapital in die Firma fließt.

PDF-Download
www.bauernzeitung.de


